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Factsheet | Dammbruch von Brumadinho  

 

Was ist passiert? 

Am 25. Januar 2019 brach um 12:28 Uhr der Rückhaltedamm eines Absatzbeckens für die Abfälle einer 

Eisenerzmine im Bergbaukomplex Córrego do Feijão im brasilianischen Landkreis Brumadinho im Bundesstaat 

Minas Gerais. Betreiber des Bergbaukomplexes ist der weltweit tätige Bergbaukonzern Vale S.A. mit Sitz in Rio 

de Janeiro. Schon am Tag des Geschehens zeichnete sich ab, dass die Zahl der Todesopfer hoch sein würde: Die 

Verwaltungsgebäude und Kantine des Minenkomplexes hatten sich direkt unterhalb des Damms befunden.  

272 Menschen starben. Die unterschiedlichen Angaben zur Zahl der Todesopfer resultieren daraus, dass zwei 

schwangere Frauen unter den Toten waren. Auch wenn sich offizielle Angaben deshalb meist auf 270 Opfer 

beschränken, zählen die beiden ungeborenen Kinder für Angehörige, Betroffene und all diejenigen, die sich mit 

ihnen solidarisieren, als verstorbene Personen. 

Vale stellte den Dammbruch zunächst als unvorhersehbaren Unfall dar. Noch im September 2018 hatte die 

brasilianische Tochtergesellschaft des deutschen TÜV Süd, TÜV Süd Brasil Consultoria Ltda. (TÜV Süd Brasil), dem 

gebrochenen Damm ein Stabilitätszertifikat ausgestellt. Ermittlungen der brasilia-nischen Behörden ließen 

jedoch früh einen anderen Verdacht zu: Demnach sollen sowohl Vale als auch TÜV Süd Brasil von der Instabilität 

des Damms gewusst haben. Auch mehrere Prüfunternehmen, die Vale zuvor mit Ausstellung des 

Stabilitätszertifikats beauftragen wollte, hatten die Zertifizierung aufgrund von Sicherheitsmängeln verweigert.  

Interne E-Mails legen nahe, dass Mitarbeitende von TÜV Süd Brasil befürchteten, Vale könne laufende 

Geschäftsbeziehungen beenden, sollten auch sie die Zertifizierung ablehnen. Nach Erkenntnissen der 

strafrechtlichen Ermittlungen stufte TÜV Süd Brasil daraufhin die Messstandards herab, um den erforderlichen 

Sicherheitsfaktor dennoch zu erreichen – und das, obwohl Vale die infrastrukturellen Mängel am Damm, auf die 

neben den anderen Prüfunternehmen auch TÜV Süd Brasil hingewiesen hatte, nicht adäquat behob.  

Zudem gibt es Hinweise, dass ein Mitarbeiter des deutschen Mutterkonzerns TÜV Süd in die Vorgänge der 

Tochtergesellschaft eingebunden war. Gegen den Mitarbeiter laufen in Brasilien strafrechtliche Verfahren, und 

auch in Deutschland wurde Anzeige erstattet. 

 

Rechtliche Verfahren 

Im Februar 2021 unterzeichneten Vale, die Landesregierung von Minas Gerais und Institutionen der Landes- und 

Bundesjustiz ein juristisches Abkommen, das die „vollständige Reparation” der Schäden regeln soll, die durch 

den Dammbruch entstanden sind.  

Bereits im Februar 2020 erhob die Staatsanwaltschaft von Minas Gerais außerdem Anklage gegen zwei juristische 

sowie 16 natürliche Personen. Streitigkeiten über die Zuständigkeit der Gerichte verzögerten den Prozessbeginn 
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über Jahre, bis im Dezember 2022 schließlich die Entscheidung fiel, dass das Verfahren vor der brasilianischen 

Bundesjustiz zu führen sei. Die Anhörungen von Angeklagten, Sach-verständigen und Zeug:innen begannen im 

Februar 2026 und finden seitdem immer montags und freitags statt. Der aktuelle Zeitplan erstreckt sich bis Mai 

2027. 

Auch in Deutschland hat der Dammbruch von Brumadinho zu juristischen Verfahren geführt. Dabei ist es wichtig, 

zwischen zivil- und strafrechtlichen Schritten zu unterscheiden. So erstatteten im Oktober 2019 fünf Angehörige 

von Opfern aus Brumadinho gemeinsam mit Misereor und dem European Center for Constitutional and Human 

Rights (ECCHR) beim Landgericht München Strafanzeige gegen einen Mitarbeiter von TÜV Süd sowie 

Ordnungswidrigkeitsanzeige gegen das Unternehmen selbst. Bisher hat die Staatsanwaltschaft zwar ein 

Ermittlungsverfahren aufgenommen, über eine Anklage hat sie jedoch noch nicht entschieden. Dies ist auch vor 

dem Hintergrund der nahenden Verjährungsfrist von zehn Jahren nach der möglichen Straftat höchst bedenklich. 

Parallel dazu gingen seit 2019 über 30 zivilrechtliche Klagen gegen TÜV Süd Deutschland beim Landgericht 

München ein. Zwei Verfahren wurden eröffnet. Im Rahmen einer zivilrechtlichen Klage, die eine betroffene 

Familie gemeinsam mit der Präfektur von Brumadinho initiierte, fanden im September 2021 erste Anhörungen 

statt. Das Verfahren wurde schrittweise erweitert und umfasst mittlerweile über 1.500 Mitklagende. Weitere 

Anhörungen sind für Ende Mai 2026 in München angesetzt. Daneben läuft eine arbeitsrechtliche Sammelklage, 

die ein internationales Gewerkschaftsbündnis angestrengt hat. Diesem Verfahren haben sich bisher rund 200 

Personen angeschlossen. Erste Anhörungen erfolgten im September 2022. 

Darüber hinaus gilt der Dammbruch von Brumadinho als emblematischer Fall, der die Notwendigkeit einer 

verbindlichen Unternehmensverantwortung entlang globaler Lieferketten verdeutlicht. Strengere 

menschenrechtliche Sorgfaltspflichten hätten den Tod von 272 Menschen in Brumadinho möglicher-weise 

verhindern können. Zugleich zeigt dieser Fall, dass das künftige „Gesetz zur internationalen 

Unternehmensverantwortung“, das ab Mitte 2028 das LkSG ablösen und die europäische Lieferketten-richtlinie 

auf Bundesebene umsetzen soll, eine wirksame zivilrechtliche Haftungsregelung benötigt – eine Regelung, die 

im bisherigen LkSG fehlt. 

Konsequenzen für die betroffenen Menschen vor Ort 

Seit dem Dammbruch stehen landwirtschaftliche Produkte aus Brumadinho und entlang des Flusses Paraopeba 

pauschal unter dem Verdacht der Kontamination. Vor allem Kleinbäuer:innen verlieren dadurch 

Absatzmöglichkeiten und können ihre Produkte kaum noch verkaufen. Gleichzeitig sind auch all diejenigen 

Menschen betroffen, die Obst und Gemüse für den Eigenbedarf und für lokale Handels-strukturen anbauen. 

Sämtliche direkten und indirekten Einkommensquellen sowie ganze regionale Versorgungsstrukturen sind somit 

bedroht. 

Daneben besteht bis heute Unsicherheit über die Qualität von Trink- und Nutzwasser. Wiederholt traten 

sichtbare Verschmutzungen auf, und alternative Infrastrukturen, wie die Wasserlieferung per Tanklaster, sind 

vielerorts nicht dauerhaft gesichert.  
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Infolge des Dammbruchs kam es außerdem zu einem Anstieg psychischer Erkrankungen in Brumadinho und 

entlang des Paraopeba. Heute kämpft etwa ein Drittel der lokalen Bevölkerung mit Depressionen, 

posttraumatischen Belastungsstörungen, Angst- und Panikattacken. Anhaltspunkte dafür sind u.a. der 

gestiegene Konsum von Psychopharmaka und die erhöhte Suizidrate in der Region. 

Hinzu kommen zahlreiche gesundheitliche Beschwerden. Erwachsene und Kinder berichten vermehrt von 

Hautirritationen (Ekzeme, Ausschläge), Durchfall, Bauchschmerzen sowie Atemwegserkrankungen (Asthma, 

Rhinitis, schwere Atemwegsinfekte usw.). Toxikologische Untersuchungen im Auftrag brasilia-nischer 

Gesundheitsbehörden weisen zudem auf erhöhte Konzentrationen von Schwermetallen wie Arsen, Blei, 

Kadmium, Mangan und Quecksilber im Blut und Urin vieler Bewohner:innen hin. Bereits im Jahr 2021 waren bis 

zu 60 Prozent der getesteten Kinder betroffen; im Jahr 2024 wurden bei allen getesteten Kindern erhöhte Werte 

festgestellt.  

Während Wasserproben bislang keine Auffälligkeiten zeigten, ergaben Luftanalysen im Jahr 2024, dass durch 

Windbewegungen schwermetallbelasteter Staub aus den Bergbaugebieten in sämtliche Gemeinden des 

Landkreises und darüber hinaus getragen wird. 

 

Andauernde Herausforderungen 

Die bis heute ausstehende Entscheidung über die im Jahr 2019 in München eingereichte Strafanzeige erweckt 

den fatalen Eindruck, dass diesem Fall in Deutschland nicht die gebührende juristische und politische Bedeutung 

beigemessen wird.  

Auch das Reparationsabkommen zwischen Vale und den brasilianischen Justizbehörden stößt vor Ort auf Kritik. 

Viele Betroffene in Brumadinho und entlang des Paraopeba empfinden die Maßnahmen als unzureichend und 

sehen sie als Ausdruck institutioneller sowie wirtschaftlicher Partikularinteressen. Sie bemängeln, dass sie an der 

Aushandlung des Abkommens nicht beteiligt waren, und betrachten die vorgesehenen 

Beteiligungsmechanismen bis heute eher als symbolische Konsultation denn als echte Mitbestimmung. 

Maßnahmen, die von staatlicher Seite als wichtige Impulse zur wirtschaftlichen Entwicklung des Landes 

präsentiert wurden, wie etwa die Anwerbung externer Arbeitskräfte, führten vor Ort zu sozialen Spannungen 

und verstärkten bestehende Ungleichheiten. Einen Großteil der umweltlichen Reparationsmaßnahmen 

interpretieren die Betroffenen wiederum nicht als tatsächliche Wiederherstellung sozioökologischer 

Lebensgrundlagen, sondern vielmehr als Form territorialer Aneignung durch Staat und Unternehmen. Insgesamt 

bleibt bei zahlreichen Betroffenen das Gefühl einer Wiedergutmachung ohne Gerechtigkeit zurück. 

Zugleich wächst die Unsicherheit mit Blick auf die Zukunft: Das juristische Abkommen ist auf einen Zeitraum von 

rund sechs Jahren angelegt und läuft somit 2027 aus. Viele Betroffene fragen sich, was danach geschieht – 

insbesondere, da zahlreiche Projekte, Unterstützungsmaßnahmen und lokale Einkommen direkt oder indirekt 

von den Geldern aus dem Abkommen abhängen.  

Zusätzliche Ängste hat die Wiederaufnahme des Bergbaus in der Mine Jangada geschürt, die zum 

Bergbaukomplex Córrego do Feijão gehört. Im August 2025 nahmen Vale und Itaminas den Betrieb dort wieder 

auf – auf Grundlage derselben Lizenz, unter der auch der 2019 gebrochene Damm betrieben wurde. 
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Mitarbeitende der Umweltschutz- und Menschenrechtsorganisation Instituto Cordilheira sehen darin ein 

alarmierendes Signal. Einerseits befürchten sie eine Wiederaufnahme der Extraktionsaktivitäten in der gesamten 

Region. Andererseits deuten die unzureichenden behördlichen Maßnahmen, aus dem Dammbruch nachhaltigere 

Konsequenzen zu ziehen, auf eine problematische Komplizenschaft zwischen Unternehmen und Behörden hin. 

Trotz der nach dem Dammbruch in Brumadinho verschärften gesetzlichen Regelungen für Rückhalte-dämme im 

Bundesstaat Minas Gerais gibt es bis heute keine Garantie dafür, dass sich die Sicherheits-standards im 

brasilianischen Bergbau grundlegend verbessert haben.  

Durch die Verunreinigung des Paraopeba und die kontinuierliche Ausweitung des Bergbaus rund um Brumadinho 

sowie entlang des Flusses sind zahlreiche traditionelle Gemeinschaften – darunter Indigene, 

Flussgemeinschaften, Quilombolas und andere – in ihrer ökonomischen, kulturellen und sozialen Existenz 

fortwährend bedroht. 
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